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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Heiſe in Hannover den Charakter als 
gnädigſt geruht, * Kommerzienrat 

dem Kaufmann Moritz Bayerthal in zu verleihen. 
Crefeld, dem Vorſitzenden des Gruben 8 
vorſtandes der Gewerkſchaft Sachtleben Der Lehrer Dipl.⸗Ing. Arno Geutebrück 
zu Homberg Dr. Rudolf Sachtleben iſt zum Oberlehrer an der Maſchineubau⸗ 
in Crefeld, dem Fabrikbeſitzer Auguſt ſchule in Eſſen und der Ingenieur und Lehrer 
Monforts in M. Gladbach, dem Bernhard Henſcher zum Techniſchen Lehrer 
Bankier Julius Mendel in Hannover an der Fachſchule für die Eifen- und Stahl⸗ 
und dem Generaldirektor der Hannover- induſtrie des Siegener Landes in Siegen 
ſchen Gummikamm⸗Kompagnie Georg ernannt worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Betr. Warenverkehr mit dem Auslaude. 


r Mini ü 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 27. Juni 1912. 

Es ſind Zweifel entftanden, ob die Verwendung durchlochter Stempelmarken auf den 
ſtatiſtiſchen Anmeldeſcheinen zuläſſig iſt. ö 

„Ich erſuche, die Intereſſenten darauf aufmerkſam zu machen, daß gegen die Ver⸗ 
wendung von ſtatiſtiſchen Stempelmarken, die zur Verhütung von Markendiebſtählen durch⸗ 


locht worden fi ; rn fie als echt i t 
kennllich Fre jind, keine Bedenken beſtehen, ſofern f cht und noch nicht gebrauch 


Im Auftrage. 
IIb. 5156. 


v. Bartſch. 
An die Handelsvertretungen. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Seemannserſparniſſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 22. Juni 1912. 

Auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen dem Deutſchen Reich und Großbritannien 
wird den auf britiſchen Kauffahrteiſchiffen bedienſteten deutſchen Seeleuten jetzt die Gelegen⸗ 
heit geboten, ihre Erſparniſſe von Häfen in Großbritannien und Irland aus durch Ver⸗ 
mittelung des Kaiſerlich Deutſchen Generalkonſulats in London koſtenfrei heimzuſenden. 
Zu dieſem Zwecke kann der Seemann den Betrag, den er heimzuſenden wünſcht, dem Vor⸗ 
ſteher (Superintendent) des britiſchen Seemannsamts (Mercantile Marine Office) in einem 
ſolchen Hafen aushändigen. Der Vorſteher erteilt ihm eine Empfangsbeſcheinigung darüber 
und händigt ihm zugleich ein Formular aus, auf welchem der Seemann handſchriftlich an⸗ 
zugeben hat, an wen oder an welche Bank oder ſonſtige Empfangsſtelle im Deutſchen Reiche 
der Betrag ausgezahlt werden ſoll. Nachdem das Formular ausgefüllt, datiert und unter⸗ 
zeichnet worden iſt, wird es von dem Vorſteher des britiſchen Seemannsamts zuſammen 
mit dem eingezahlten Betrag an das Kaiſerlich Deutſche Generalkonſulat in London zur 
Übermittelung nach Deutſchland weiterbefördert. 

Sie wollen die Seeleute des dortigen Verwaltungsbezirks in geeignet ſcheinender 
Weiſe auf die neue Einrichtung hinweiſen laſſen und anordnen, daß eine eutſprechende 
Bekanntmachung in den Häfen an geeigneten Stellen ausgehängt werde. 


Im Auftrage. 
IIb. 4941. von Bartſch. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Schießübungen auf den Schiffahrtsſtraßen bei Kriſtiansſand. 


Nach einer Bekanntmachung der Kommandantur der Befeſtigung von Kriſtiansſand 
wird in der Zeit vom 27. Juni bis zum 13. Juli d. Is. von den Batterien bei Odderöen 
neunen mit kleinen und großen Geſchützen auf den Fjord hinaus ſcharf geſchoſſen 
werden. 

Schiffe und Boote werden davor gewarnt, dem Schießfelde näher als notwendig zu 
kommen. Das Schießen geſchieht gegen Scheiben, die entweder verankert ſind oder von 
einem Dampfſchiffe geſchleppt werden. Zwiſchen dem 8. oder 10. Juli wird von denſelben 
Batterien auch nachts geſchoſſen werden. Zeichen dafür, daß dies der Fall ſein wird, ſind 
2 weiße Laternen gerade über einander auf dem nördlichen Teile von Bvergſö. 

Kleine Fahrzeuge, die nicht zum Führen gewöhnlicher Laternen verpflichtet ſind, 
müſſen, wenn fie das Schießfeld paſſieren, gegen Orö, Grönningen, Dvergſö oder Odderöen 
eine gut leuchtende Laterne oder Leuchte zeigen. 

Das Schleppkabel für die Scheibe iſt etwa 500 m lang. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 22. Juni 1912. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 10. Januar d. J. (SM Bl. S. 18) wird bekannt 
gegeben, daß die nachſtehend bezeichneten Firmen gleichfalls Typenzeugniſſe des Deutſchen 
Acetylenvereins auf ihre Waſſervorlagen erhalten haben, und zwar unter 

Nr. 33. Gebrüder Lange in Hagen in Weſtfalen mit Datum vom 26. Januar 1912, 

Nr. 34. Breuer's Metallwerk in Cöln a. Rh. mit Datum vom 13. Februar 1912, 
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Nr. 35. Peter Görres in Frankfurt a. M. mit Datum vom 8. März 1912, 

Nr. 36. Max Schmidt in Dresden⸗Altſtadt mit Datum vom 16. März 1912, 

Nr. 37 und 38. Paul Pitlinski in Woltersdorf⸗Luckenwalde mit Datum vom 
21. Mai 1912, 

Nr. 39. Carl Ellmann in Augsburg mit Datum vom 21. Mai 1912, 

Nr. 40. Wilhelm Ruffer in Kottbus mit Datum vom 8. Juni 1912. 


Ferner ift das Typenzeugnis der mit Erlaß vom 23. Dezember 1910 (HM Bl. für 
1911 S. 4) unter Nr. 10 bekannt gegebenen Waſſervorlage der Sauerſtoffabrik Berlin auf 
Antrag der Firma gelöſcht und derſelben Firma unter Nr. 10 ein Typenzeugnis für eine 
neue Waſſervorlage mit derſelben Bezeichnung „Esseff“ mit Datum vom 23. Mai 1912 erteilt 
und der Firma Chr. Gg. Weber in Weidenau geſtattet worden, an einer abgeänderten 
Waſſervorlage ihre Typennummer 21 anbringen zu dürfen. 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden unter Abdruck dieſes Erlaſſes im Amtsblatte mit 
entſprechender Weiſung zu verſehen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrücke dieſes 
Erlaſſes beigefügt. Zeichnungen der Waſſervorlagen ſind, ſoweit ein Bedürfnis dafür vor⸗ 
liegt, von den in Frage kommenden Firmen anzufordern. Von den Waſſervorlagen unter 
Nr. 33 bis 36 ſind bereits Abbildungen in Nr. 10 der Zeitſchrift „Carbid und Acetylen“ 
vom 15. Mai d. J. erſchienen und den Gewerbeaufſichtsbeamten zum Dienſtgebrauch über⸗ 
mittelt worden. Die Überſendung der übrigen Abbildungen wird nach Erſcheinen in der 
üblichen Weiſe erfolgen. 

In Vertretung. 
III. 4818. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Abſperrvorrichtungen (Rückſchlagventile). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. J, den 18 J De 

Der auf der Verſammlung der Oberingenieure am 4 d. Mts. unter Punkt 2 behan⸗ 
delte Gegenſtand gibt mir Anlaß darauf hinzuweiſen, daß die Rückſchlagventile, wie ich aus 
Eingaben wegen deren Beſeitigung erſehen habe, vielfach an falſcher Stelle eingebaut 
werden. Werden niedrig geſpannte Keſſel einzeln an eine Sammelleitung angeſchloſſen, 
die gleichzeitig mit reduziertem Dampfe von Hochdruckkeſſeln geſpeiſt wird, fo müſſen die 
Rückſchlagventile der Niederdruckkeſſel in deren Anſchlußleitungen zur Sammelleitung derart 
eingebaut werden, daß der reduzierte Dampf auf den Rückſchlagventilen ruht. Ebenſo 
müſſen die Rückſchlagventile von Hochdruckkeſſeln in der Zuleitung zur Sammelleitung 
liegen, d. h. es muß auf jeden Fall vermieden werden, daß ein Rückſchlagventil in dem 
Hauptdampfſtrome der Sammelleitung liegt, da dies zu Schlägen des Ventils Anlaß gibt. 
Ferner ſollte kein Rückſchlagventil in zu großer Nähe von Dampfmaſchinen ohne Zwiſchen⸗ 
en Dampfſammlers angeordnet werden. 

Falls Störungen an Rückſchlagventilen beobachtet werden und trotz Beobachtun 
vorſtehender Maßnahmen nicht 4 ſind, ſo erſuche ich um Bericht, um gebot 
falls Ausnahmen nach Maßgabe des Erlaſſes vom 21. März 1902 (5M Bl. S. 141) ge⸗ 
währen und eine Anderung der Beſtimmungen im § 6 der allgemeinen polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen anregen zu können. i ; 

In Vertretung. 
III. 4272. gez. Schreiber. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


Anloge u 
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Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 


Mit der Aus der 


e Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren find (Stellvertretung en 
erteilt worden die Berechtigungen des Oben; „ 
nach ingenieurs find tätigkeit ſind 
1 1. Grades. II. Grades. II. Grabes. IV. Grades. beauftragt: ſausgeſchteden: 
toes Wa — — Grohe — — 
Barmen — Bäuerlin — Platt — Nießen 
Bernburg Teige — Auſſum — — ac 
Braala — — — Hi, — — Wichmann“) 
Caſſ eln — Biedermann — — — — 
Coblenz Jung — — 5 = = 
SR up; — — Trübe | 5 — — 

e e ae Becker — — | — — 
er 818 — Siemens Vorberg ei — — 

EI = | — 5 | ührs — — 
Frankfurt a. M. = — — > Jasper 
Frankfurt a. O. — == — f 957 Dantine*) — 

R Ba — 5 Treuding 2 
M.⸗ Gladbach.. Schiilte 
Halberſtadt : — — — Hoffmann — — 
Halle a. S.. | Hartbaun Harniſch⸗ — — — — 

feger 
Kattowitz — Ahrendt — — — — 
Magdeburg a — — — Ahrens — Maximilian 
[Raffegerſt — — — men = 
Poſen . . Kramm — — — — — 
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) Im Sinne des Erlaſſes vom 15. 8. 01 (SM Bl. S. 201). 


3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Legitimatiouskarten ($ 44a Gew.). 
Berlin, den 13. Juni 1912. 
Wir beſtimmen hiermit, daß an Stelle des durch den Runderlaß vom 8. Dezember 
1883 — M. f. H. 14267, M. d. J. II. 12 495, F. M. II. 13 755 — vorgeſchriebenen 
Formulars für Legitimationskarten für inländiſche Kaufleute und Handlungsreiſende (88 44, 


44a Abſ. 1 bis 5 der Reichsgewerbeordnung) vom 1. Januar 1913 ab das aus der Anlage 
erfichtliche Formular Verwendung zu finden hat. 


Der Miniſter ini d nnern. e i ini 
fe ee Gee Der Miniſter des J Der Finanzminiſter. 

In Vertretung. e . Auflage, 

Schreiber. Freund. Heinke. 


III. 2410 2. Ang. M. f. H. — IIe. 1581 M. d. J. — II. 7127 FM. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Legitimationskarte 
für 


inlündiſche Kaufleute, Handlungsreiſende und Handlungsagenten (SS 44, 
44a Abſ. 1 bis 5 der Veichsgewerbeordnung). 


Gültig im Gebiete des Deutſchen Reiches. 


F, 3 


ſtempel. 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß der Inhaber dieſer Karte 


Bezeichnung der Perſon des Inhabers: 


8 Geſtalt: 
Haare: Beſondere Kennzeichen: 


(Unterſchrift) 


Zur Beachtung. 


in ſei Diefe Legitimanonstarte gilt nur für den Inhaber eines inländifchen ſtehenden Gewerbebetriebs, für 
Nelſetällaz diensten ſtehende Reiſende und für Handlungsagenten. Sie muß während der Ausübung der 
9 geit mitgeführt und auf obrigkeitliches Verlangen vorgezeigt werden. Sie iſt nicht übertragbar. 
Dieſe Karte berechtigt den Inhaber, für die Zwecke dieſes Gewerbebetriebs: 
Im Inlande: A, Beſtellungen auf Waren zu ſuchen, 

B. Waren aufzukaufen. 
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Zu A. J. Auf vorherige Aufforderung kann der Karteninhaber bei jedermann Beſtellungen anffuchen; 
2. ohne Aufforderung darf er Beſtellungen aufſuchen 

a) bei Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen, 

b) bei Perſonen, welche Waren der angebotenen Art in ihrem gewerblichen oder landwirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebe verwenden, und zwar ſowohl in den Geſchaftsräumen als auch in 
den Privatwohnungen oder im Freien; ’ 

c) bei jedermann, und zwar ſowohl in den Geſchäftsräumen als auch in den Privatwohnungen 
und im Freien, ſofern es ſich handelt um 

Druck⸗ und ſonſtige Schriften erlaubten Inhalts und Bildwerke, 
Traubenwein leinſchließlich Schaumwein), 
Erzeugniſſe der Leinen⸗ und Wäſchefabrikation, 
Nähmaſchinen, 
überwebte Holzrouleaux. 
3. Der Karteninhaber darf nur Proben und Muſter, nicht die Ware ſelbſt mit ſich führen. 
Eine Ausnahme iſt geſtattet für das Feilbieten 

a) von Gold- und Silberwaren, Taſchenuhren, Bijouterten, Schildpattwaren durch die Fabri⸗ 
kanten und Großhändler inländiſcher Betriebe und deren Reiſende ſowie durch 
Handlungsagenten, 

b) von Edelſteinen, Perlen, Kameen und Korallen durch inländiſche Großhändler und deren 
Reiſende ſowie durch Handlungsagenten 

an Wiederverkäufer, wenn der Verkauf im Stück üblich iſt. 
Zu B. 1. Das Aufkaufen darf nur erfolgen: 

a) bei Kaufleuten oder 

b) in offenen Verkaufsſtellen oder 

e) bei Perſonen, welche die aufzukaufende Ware produzieren (Fabrikanten, Handwerker, 
Landwirte). 

2. Der Karteninhaber darf die aufgekaufte Ware nur zur Beförderung an den Beſtimmungs⸗ 
ort mit ſich führen. 
Auf die Beachtung der Ortsbeſtimmungen (Sonntagsruhe, Ladenſchluß uſw.) wird beſonders hingewieſen. 
Zuwiderhandlungen ſind ſtrafbar. 


4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. gewerbliche Vergiftungen. 


Berlin W. 9, den 21. Juni 1912. 


Der weitere Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung und auch das Maß des Schutzes, 
der den Arbeitern in den einzelnen Betrieben zuteil wird, hängen zum großen Teile davon 
ab, daß es gelingt, zuverläſſige Angaben über die Art und den Umfang der auf Ver⸗ 
giftungen beruhenden gewerblichen Erkrankungen zu erhalten. Infolgedeſſen iſt von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten, unter anderen auch von der Internationalen Vereinigung für geſetzlichen 
Arbeiterſchutz, die Einführung der ärztlichen Anzeigepflicht für alle gewerblichen Vergiftungen 
angeregt worden. Dieſer Maßregel ſtehen aber beträchtliche Schwierigkeiten entgegen. 
Dagegen erſcheint es empfehlenswert, zu verſuchen, ob es möglich iſt, gemäß § 343 der 
Reichsverſicherungsordnung von den Krankenkaſſen brauchbare Angaben über die gewerb⸗ 
lichen Erkrankungen, die auf Vergiftungen zurückzuführen ſind, zu erhalten. In dieſem 
Paragraphen, der allerdings noch nicht in Kraft getreten iſt, werden die Krankenkaſſen 
verpflichtet, den Gewerbeaufſichtsbeamten auf Verlangen Auskunft über die Zahl und Art 
der Erkrankungen zu geben. Dieſe Beſtimmung ſoll wie in den Reichstagsverhandlungen 
zum Ausdruck gebracht iſt — es ermöglichen, die Berufskrankheiten wirkſam zu erfaſſen und ihrer 
Ausbreitung vorzubeugen. Dazu wird es indeſſen nicht genügen, lediglich die Zahl der 
unter den Mitgliedern einer Krankenkaſſe vorgekommenen Erkrankungsfälle kennen zu lernen; 
vielmehr wird es nötig ſein, zu erfahren, in welchem Betriebe die Erkrankungen vor⸗ 
gekommen ſind, und welche Perſonen erkrankt ſind. Denn nur mit Hilfe dieſer Angaben 
werden ſich die Urſachen der Erkrankung und die Mittel zu ihrer Bekämpfung feſtſtellen 
laſſen. Die Krankenkaſſen beſitzen meiſtens dieſe Angaben. Sie werden auch nach den 
bisherigen Erfahrungen in der Regel durchaus bereit ſein, fie den Gewerbeaufſichtsbeamten 
zur Verfügung zu ftellen. f 

Ich erſuche Sie daher, die Ihnen unterſtellten Gewerbeinſpektoren anzuweiſen, daß ſie 
ſich unter Beziehung auf § 343 der Reichsverſicherungsordnung mit den Vorſtänden der⸗ 
jenigen Krankenkaſſen ihres Bezirkes, unter deren Mitgliedern vermutlich Blei-, Phosphor-, 
Arſen⸗ oder Queckſilbervergiftungen nicht nur ganz ausnahmsweiſe vorkommen werden, in 
geeigneter Weiſe in Verbindung ſetzen und ſie, ſoweit dies erreichbar iſt, veranlaſſen, ihnen 
von jeder Erkrankung eines Mitglieds, die durch Blei-, Queckſilber, Arſen oder 
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Phosphor hervorgerufen iſt, tunlichſt bald Kenntnis zu geben. Dabei iſt alles, was als 
eine zweckloſe Beläſtigung der Kaſſen aufgefaßt werden könnte, alſo namentlich entbehr⸗ 
liches Schreibwerk und jede Ausdehnung des Erſuchens über die bezeichneten Fragen 
hinaus, unbedingt zu vermeiden. a 

Auf Grund der eingegangenen Mitteilungen haben die Gewerbeaufſichtsbeamten die 
Urſachen der Vergiftungen tunlichſt aufzuklären und, ſoweit dies möglich erſcheint, auf dem 
durch $ 120 d der Gewerbeordnung und $ 8 der Dienſtanweiſung vom 23. März 1892 
bezeichneten Wege ihrer Wiederholung entgegenzuwirken. Von jeder eingegangenen Mit⸗ 
teilung haben fie alsbald dem $ reisarzte Kenntnis zu geben, damit dieſer ſie in medizi⸗ 
niſcher Hinſicht rechtzeitig prüfen kann; geeignetenfalls haben ſie ſich der Mitwirkung des 
Kreisarztes bei den Nachforſchungen nach den Urſachen der Vergiftungen zu verſichern. 

Späterer Entſchließung muß es vorbehalten bleiben, ob etwa das gewonnene Material 
in ähnlicher Weiſe, wie es bei den Anzeigen über Milzbranderkrankungen durch das 
Statiſtiſche Amt geſchieht, einheitlich zu bearbeiten iſt. Zunächſt wird das Ergebnis der 
Mitteilungen im Abſchnitt II B der Jahresberichte der Regierungs⸗ und Gewerberäte zu 
berückſichtigen ſein. f m, 

Außerdem wollen Sie jelbit uns bis zum 1. April nächſten Jahres berichten, ob ſich 
der bezeichnete Weg als gangbar erwieſen hat, und ob etwa inzwiſchen Erfahrungen ge⸗ 
macht find, welche anderweitige Maßnahmen erwünſcht erſcheinen laſſen 

Für jeden Regierungs- und Gewerberat, jeden Regierungs⸗ und Medizinalrat, jeden 
Gewerbeinſpektor und jeden Kreisarzt iſt ein Abdruck dieſes Erlaſſes beigefügt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
en Im Auftrage. 
Dr. Sydow Dr. Kirchner. 


III. 3031 M. f. H. — M. 1806 M. d. J. 


An die Herren Negierungspräfidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


5. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigung gemäß § 75 des KVG. 
Der Kranken- und Begräbniskaſſe des Kaufmänniſchen Vereins zu Caſſel (E. H.) iſt 


die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den 
Anforderungen des Krankenverſicherungsgeſetzes genügt. 


Berlin, den 5. Juli 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III. 4595 LI. Ang. Dr. Hoffmann. 


Betr. ortsübliche Tagelöhne. 


„Die Beilage zu Nr. 29 des Zentralblatts für das Deutſche Reich vom 28. Juni d. J. 
enthält einen im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte zuſammengeſtellten Veränderungsnachweis 
der ortsüblichen Tagelöhne gewöhnlicher Tagearbeiter, feſtgeſetzt auf Grund des § 8 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes und abgeſchloſſen am 20. Juni d. J. 


p) Reichsverſicherungsordnung. 
I. Buch (Gemeinſame Beſtimmungen). 
Betr. Durchführung der RVO. § 110. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 27. Juni 1912. 


ee Grund des § 110 der Reichsverſicherungsordnung übertrage ich die Entſcheidung 
! 


1. ob eine Gemeinde, ein Gemeindeverband oder eine andere öffentliche Körper⸗ 
ſchaft für leiſtungsfähig zu erklären iſt (§ 628 Abſ. 1 RVO), 
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2. ob mehrere Gemeinden, Gemeindeverbände oder andere öffentliche Körperſchaften 
zur gemeinſamen Durchführung der Verſicherung zu einem Verbande zu ver⸗ 
einigen find und dieſer für leiſtungsfähig zu erklären iſt ($ 628 Abſ. 2 RWO .), 

. ob die Bauherren Sicherheit zu leiten haben ($ 772 Abſ. 1 und 2, § 775 RVO.) 

Job Vereinbarungen von Gemeinden zur Übernahme der Laſten, die ihnen aus 
Unfällen bei kurzen Bauarbeiten erwachſen, zu genehmigen iind (§ 830 RVO .), 

wer für Gemeinden, Gemeindeverbände und andere öffentliche Körperſchaften 
als Ausführungsbehörde zu beſtimmen iſt (§ 892 Abſ. 2 RWO.) 

6. wie der Beitragsteil Verſicherungspflichtiger aus ihrem Entgelte zu erſtatten iſt, wenn 
dieſer nur aus Sachbezügen beſteht oder von Dritten gewährt wird (§ 1437 NBD.), 
7. welche Vergütung die Landesverſicherungsanſtalten den Einzugsſtellen zu ge— 
währen haben, falls die Beteiligten ſich nicht einigen (§ 1449 RBD.) . 
Die Vergütung darf bei Betriebskrankenkaſſen eins vom hundert, bei den 
ſonſtigen Einzugsſtellen drei vom hundert der eingezogenen Beiträge nicht überſteigen. 
Baukrankenkaſſen werden bis zum 1. Januar 1914 den Betriebskranken⸗ 
kaſſen gleichgeſtellt, 
8. ob und wie die Krankenkaſſenbeiträge durch örtliche Hebeſtellen einzuziehen ſind 
($ 1450 RWO.), 
9. welchen Arbeitgebern die Beitragsentrichtung durch Verwendung von Marken 
im Einzugsverfahren zu geſtatten iſt (§ 1454 Abſ. 1 RBO.) 
10. welche beſondere Vergütung von den Landesverſicherungsanſtalten den Krauken— 
kaſſen und Knappſchaftsvereinen für die Quittungskartenausgabe zu gewähren iſt 
(8 1455 Abſ. 1, Ziff. 1, Abſ. 2 RVO.) 
Die Höhe der Vergütung iſt nach der Zahl der jährlich ausgeſtellten 
Quittungskarten zu bemeſſen und darf 6 9) für die Karte nicht überſteigen. 
Die Krankenkaſſen und Knappſchaftsvereine haben über die ausgeſtellten 
Quittungskarten Liſten zu führen, durch welche die Anzahl der ausgeſtellten 
N Karten nachgewieſen wird, 
11. ob die Quittungskarten bei den Einzugsſtellen zu hinterlegen find (8 1457 
Abſ. 2 RWO.), 
den Regierungspräſidenten (für den Stadtkreis Berlin dem Oberpräſidenten). 


An ihre Stelle treten in den Fällen der Ziffern 1, 2, 4 und 5 

a) die Oberpräſidenten oder die oberſten Verwaltungsbehörden, ſoweit Gemeinde- 
verbände oder andere öffentliche Körperſchaften beteiligt ſind, die der unmittel— 
baren Aufſicht dieſer Behörden unterſtehen, 

p) die nächſthöheren gemeinſamen Verwaltungsbehörden, ſoweit mehrere Gemeinden, 
Gemeindeverbände oder andere öffentliche Körperſchaften beteiligt ſind, die in 
verſchiedenen Verwaltungsbezirken gelegen ſind oder ihren Sitz haben. 

Gleichzeitig ermächtige ich die Regierungspräſidenten (für den Stadtkreis Berlin den 
Oberpräſidenten), Krankenkaſſen und Knappſchaftsvereine, die wegen ihrer geringen Mit⸗ 
gliederzahl, aus Mangel an genügend geſchultem Perſonal oder aus ähnlichen Gründen 
als Quittungskartenausgabeſtellen nicht geeignet ſcheinen, auf Antrag der beteiligten 
Krankenkaſſen und Knappſchaftsvereine oder der Landesverſicherungsanſtalten von der Ver⸗ 
pflichtung zur Quittungskartenausgabe widerruflich oder auf beſtimmte Zeit zu befreien. 
Die Feſtſetzung der Vergütung in den Fällen der 88 1449 und 1455 Abſ. 1 Ziffer 1 und 
Abſ. 2 RVO. kann mit rückwirkender Kraft ſeit dem 1. Januar 1912 erfolgen. 

(Zuſatz für die Oberpräfidenten.) 

Abdruck für den Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt (bei Potsdam: der Landes⸗ 

verſicherungsanſtalten Berlin und Brandenburg) liegt bei. 


(Zuſatz für die Regierungspräſidenten und den Herrn Oberbräfidenlen in Potsdam.) 
Überdruckexemplare für die nachgeordneten Behörden liegen bei. Der Erlaß iſt im 
Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen. 
In Vertretung. 
III. 4550. Schreiber. 


a rw 


An die Herren Oberpräfidenten und Regierungspräſidenten. 


Carl Heymanns Werlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sutenfeld, Hofbuchbruder. in Berlin W. 


